
der Städte und Gemeinden der 
BRD von 45,5 Milliarden im 
Jahre 1970 auf rund 100 Milliar­
den DM 1978 stieg. Je Bürger 
sind das 1640 DM Schulden, in 
Düsseldorf sogar 3000 DM. Die 
hemmungslose militärische 
Aufrüstung fordert auch hier 
ihren Tribut. Was in Waffen 
gesteckt wird, fehlt für Bil- 
iungs-, Erholungs-, Verkehrs-, 
Dienstleistungseinrichtungen, 
Für sozialen Wohnungsbau. 
Jede dritte von den Kommunen 
verausgabte DM wird für Zin­
sen und die Rückzahlung von 
Krediten benötigt. Aber nicht 
*enug damit. Die Bundesregie­
rung forderte noch mehr Schul­
ten zugunsten von Investitio-

Das zentralisierte Kapital 
irängt auch zur Konzentration 
ier politischen Macht auf der 
mtersten Stufe der staatlichen 
Vtachtausübung. Das findet 
seinen Ausdruck in den Er­
gebnissen der in den 60er 
Tahren begonnenen und 1978 
^geschlossenen Gebietsre- 
form. Mit der Schaffung größe­
rer Wirtschafts- und Verwal- 
ungseinheiten im kommunalen 
Bereich wurde zugleich der 
Cinfluß der demokratischen 
Cräfte zurückgedrängt. Die 
Veisungsbefugnisse der Bun- 
lesregierung auf politischem 
ind finanziellem Gebiet wur- 
len erweitert.
n Niedersachsen verringerte 
ich beispielsweise durch die 
Jebietsreform die Zahl der 
elbständigen Gemeinden von 
0 000 auf 400. Dabei wurden 
0000 von der Bevölkerung 
iewählte Gemeindevertreter 
hrer Mandate enthoben. In 
Jarburg, dem 18 ehemals selb- 
tändige Gemeinden zugeord- 
iet wurden, verringerte sich die 
'ahl der Abgeordneten von 353 
uf 59. Während sich zuvor 
inter diesen Gemeindevertre- 
srn Bauern, Handwerksmeb 
ter, Arbeiter, Angestellte und 
Beamte befanden, blieben am

nen. Damit sollen die Kommu­
nen der stagnierenden Wirt­
schaft aus der Krise helfen. 
Wohin das führt — das zeigt das 
Beispiel Duisburg. Die Städte 
und Gemeinden verschaffen 
dem Großkapital nicht nur 
neue Profitquellen, sondern 
liefern sich ihm auch immer 
stärker aus. Konzerne und 
Banken entwickeln sich auf 
diese Art zu regelrechten Schat­
tenregierungen und diktieren — 
Hand in Hand mit der Zentral­
gewalt — mehr und mehr auch 
die Kommunalpolitik. Von der 
kommunalen Selbstverwaltung 
bleibt fast nur noch der Be­
griff. Dem Monopol werden 
die Kommunen unterworfen.

Ende fast nur noch Beamte 
übrig.
Der Druck der Monopole auf 
die Kommunen ist vielfältig. 
Das Großkapital zwingt die 
Kommunen, ihm zu billigem 
Preis oder sogar unentgeltlich 
Baugrund zu überlassen, des­
sen Erschließung zu finanzie­
ren und andere Vergünstigun­
gen zu gewähren. In Nordhorn 
beispielsweise mußte die Stadt 
mit drei Millionen DM 
Steuergeldern ein Anschluß­
gleis zu einem Bauunterneh­
men finanzieren, obwohl auf 
diesem sehr selten Waggons be­
wegt werden.
Es gibt fast kein Gesetz ohne 
einen Rattenschwanz von Son­
derbestimmungen, die, genau 
besehen, in der Regel Konzern­
interessen berücksichtigen. Ob 
es sich um das Wasserhaus­
haltssicherungsgesetz, um die 
Bundestarifordnungen für 
Strom und Gas oder um die 
Steuergesetzgebung handelt: 
Die Kommunen werden in ihrer 
Entscheidungshoheit beschnit­
ten und gesetzlich gezwungen, 
den Konzernen Sonderzuge­
ständnisse zu machen. 
Schließlich sind das Großkapi­
tal und seine hemmungslose 
Bodenspekulation auch Schuld

daran, daß der Mietwucher ein 
nie gekanntes Ausmaß ange­
nommen hat. Häufig müssen 
Familien bis zu 40 Prozent des 
monatlichen Einkommens für 
die Miete aufbringen. 800000 
Bürger leben in Notunterkünf­
ten und Obdachlosenasylen, 
weil sie die Phantasiemieten 
und unerhörten Kauf summen 
nicht aufbringen können. Dem 
gegenüber stehen 350000 Woh 
nungen leer. Keine Kommun« 
ist in der Lage, diesen schreien 
den Widerspruch zu lösen.
Eine echte, an den Interesser 
der Bürger orientierte Kom 
munalpolitik erfordert Kampi 
gegen die Allmacht der Mono­
pole. Nur so können die ver­
fassungsmäßigen Rechte der 
Parlamente erhalten und ausge­
baut werden. Die DKP stellt 
diese Aufgabe in ihrem neuen 
Parteiprogramm, in dem sie 
sich für die „Stärkung der 
demokratischen Selbstverwal­
tung“ einsetzt und sich gegen 
alle Maßnahmen wendet, „die 
darauf abzielen, durch Zentrali­
sierung von Entscheidungs­
befugnissen und Finanzmitteln 
demokratische Selbstverwal- 
tungs- und Bürgerrechte abzu­
bauen“.
In den kommunalpolitischen 
Grundsätzen der DKP heißt es 
ergänzend: „Die DKP sagt aber 
auch in aller Deutlichkeit, daß 
zur grundlegenden Lösung 
auch der Probleme, die vor den 
Städten und Gemeinden stehen, 
die Überwindung der kapitali­
stischen Gesellschaftsordnung, 
die Verwirklichung des So­
zialismus notwendig ist. Unter 
sozialistischen Bedingungen ist 
der Widerspruch zwischen den 
Profitinteressen einer kleinen 
Gruppe von Besitzenden und 
den Interessen des arbeitenden 
Volkes aufgehoben. Es gibt 
keinen Widerspruch mehr zwi­
schen Bankherren, die riesige 
Gewinne machen wollen, und 
Gemeinden, die billige Kredite 
brauchen.“
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